
x14 I KU Gesundheitsmanagement 3/2022

Insolvenz
Das Krankenhaus in der Krise

Der Grundgedanke eines Insolvenzverfahrens ist,

die Gläubiger eines Schuldners gemeinschaftlich

zu befriedigen, indem das Vermögen des Schuld-

ners verwertet und der Erlös verteilt oder in einem

Insolvenzplan eine abweichende Regelung insbe-

sondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen

wird. Das kann auch Krankenhäuser betreffen.

Hier wird das Verfahren noch einmal genauer im

Ablauf dargestellt.
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J
edes Insolvenzverfahren richtet
sich gegen einen insolvenzfähi-
gen Schuldner als Träger der zu

verwertenden Vermögensmasse.
Ein Insolvenzverfahren kann über
das Vermögen jeder natürlichen
oder juristischen Person (z.B. Kran-
kenhaus GmbH) wie auch über das
Vermögen einer Gesellschaft ohne
Rechtspersönlichkeit eröffnet wer-
den.

Insolvenzgründe

Ein Insolvenzverfahren kann nur er-
öffnet werden, wenn ein Eröffnungs-
grund vorliegt. Eröffnungsgründe
sind beispielsweise Zahlungsunfä-
higkeit, drohende Zahlungsunfähig-
keit und Überschuldung. Der
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Schuldner ist zahlungsunfähig,
wenn er nicht in der Lage ist, die fäl-
ligen Zahlungsverpflichtungen zu
erfüllen (§ 17 Abs. 2 InsO). Zah-
lungsunfähigkeit ist in der Regel an-
zunehmen, wenn der Schuldner sei-
ne Zahlungsverpflichtungen nicht
mehr leisten kann.

In § 18 InsO haben der Gesetzgeber
als Insolvenzgrund auch die dro-
hende Zahlungsunfähigkeit an-
erkannt. Der Schuldner soll damit in
einem frühen Stadium, in dem ent-
sprechende Sanierungsbemühun-
gen noch Aussicht auf Erfolg haben,
ein Insolvenzverfahren einleiten
können. Der Schuldner droht zah-
lungsunfähig zu werden, wenn er
voraussichtlich nicht in der Lage
sein wird, die bestehenden Zah-
lungspflichten im Zeitpunkt ihrer
Fälligkeit zu erfüllen.

Ein weiterer Insolvenzgrund ist die
Überschuldung. Ein Insolvenzan-
tragwegenÜberschuldung kannnur
von juristischen Personen und Ge-
sellschaften ohne Rechtspersönlich-
keit, bei denen keine natürliche Per-
son unbegrenzt haftet, gestellt wer-
den. Eine Überschuldung liegt vor,
wenn das Vermögen des Schuldners
die bestehenden Verbindlichkeiten

nicht mehr deckt (§ 19 Abs. 2 InsO),
es sei denn die Fortführung des
Unternehmens ist nach den Um-
ständen überwiegend wahrschein-
lich. Der Überschuldungsbegriff
wurde durch das Gesetz zur Umset-
zung des Maßnahmenpakets zur
Stabilisierung des Finanzmarktes
vom 13.10.2008 geändert.

Auch bei einer Überschuldung be-
steht keine Insolvenzantragspflicht,
wenn innerhalb eines betriebswirt-
schaftlich überschaubaren Zeitrau-
mes (12 - 24 Monate) die Ertragsfä-
higkeit des Unternehmens ausreicht
um die fälligen Verbindlichkeiten zu
erfüllen.

Das Insolvenzantragsrecht

Ein Insolvenzverfahren wird nach
§ 13 Abs. 1 InsOnur auf Antrag eröff-
net. Antragsberechtigt ist der
Schuldner und jeder spätere Insol-
venzgläubiger sowie die in § 39 InsO
genannten nachrangigen Gläubiger.
Antragsberechtigt ist bei juristischen
Personen jedes Mitglied des Vertre-
tungsorgans, sowie imFalle der Füh-
rungslosigkeit, jeder Gesellschafter.

Der Insolvenzantrag kann formlos –
auch mündlich zu Protokoll der Ge-
schäftsstelle – gestellt werden. Der
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Gläubiger hat anders als der Schuld-
ner seine Forderung und den Eröff-
nungsgrund glaubhaft zu machen.
Sieht der Insolvenzrichter den An-
trag als zulässig an, ist der Schuldner
zwingend von Amts wegen anzuhö-
ren.

Insolvenzantragspflichten

Antragsverpflichtet sind bei Vorlie-
gen eines Insolvenzgrundes binnen
drei Wochen die Organe juristischer
Personen, Geschäftsführer und Li-
quidatoren einer GmbH, Vorstands-
mitglieder und Abwickler einer AG
und KGaA, Vorstandsmitglieder und
Liquidatoren einer eingetragenen
Genossenschaft, Vorstand eines
rechtsfähigenVereins, bei Personen-
gesellschaften ohne natürliche Per-
sonen als persönlich haftende Ge-
sellschaft der persönlich haftende
Gesellschafter. Im Fall der Füh-
rungslosigkeit einer GmbH ist jeder
Gesellschafter, bei einer AG und Ge-
nossenschaft jeder Aufsichtsrat in-
solvenzantragspflichtig.

Sicherungsmaßnahmen
des Gerichts

Um bis zur Entscheidung über den
Antrag auf Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens eine den Gläubigern
nachteilige Veränderung über die
Vermögenslage des Schuldners zu
verhindern, sieht die Insolvenzord-
nung vor, dass das Insolvenzgericht
folgende Sicherungsmaßnahmen
anordnen kann:
* Das Insolvenzgericht kann einen
vorläufigen Insolvenzverwalter
bestellen.

* Das Gericht kann dem Schuldner
ein allgemeines Verfügungsverbot
auferlegen oder anordnen, dass
Verfügungen des Schuldners nur
mit Zustimmung des vorläufigen
Insolvenzverwalters wirksam
sind.

* Das Gericht kann Maßnahmen
der Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner untersagen oder
einstweilig einstellen.

Darüber hinaus kann das Gericht
den Schuldner zwangsweise vorfüh-
ren oder nach Anhörung in Haft
nehmen lassen. Diese Sicherungs-
maßnahmen beinhalten insbeson-
dere die Bestellung eines sogenann-
ten vorläufigen Insolvenzverwalters.
Dieser vorläufige Insolvenzverwal-
ter prüft, ob tatsächlich der Insol-
venzgrund vorliegt. Der vorläufige

Insolvenzverwalter prüft darüber hi-
naus, ob ausreichendMasse vorhan-
den ist, die die Kosten des Verfah-
rens deckt.

Bei Anordnung des vorläufigen In-
solvenzverfahrens kann das Gericht
gegenüber dem Schuldner ein Ver-
fügungsverbot anordnen. In der
Konsequenz kann dann der Schuld-
ner nicht mehr über sein Vermögen
verfügen, sondern nur noch der vor-
läufige Insolvenzverwalter. In den
meisten Fällen wird bei Anordnung
des vorläufigen Insolvenzverfahrens
das Gericht einen sogenannten Zu-
stimmungsvorbehalt anordnen. Die
AnordnungdesZustimmungsvorbe-
haltes bedeutet, dass der Schuldner
ohne Zustimmung des Insolvenz-
verwalters nicht mehr verfügen
kann. Geschäfte des Schuldners be-
dürfen damit der Zustimmung des
vorläufigen Insolvenzverwalters.

Das eröffnete
Insolvenzverfahren

Ist genügend Insolvenzmasse vor-
handen und besteht ein Insolvenz-
grund, so erlässt das Gericht einen
Beschluss, mit dem das Insolvenz-
verfahren eröffnet wird. In dem Be-
schlusswird der Insolvenzverwalter
bestellt. Das Insolvenzgericht ist bei
der Bestellung des Insolvenzver-
walters grundsätzlich nicht an die
Vorschläge der Gläubiger oder des
Schuldners gebunden, sondern
entscheidet nach seinem Ermes-
sen. In den meisten Fällen wird der
vorläufige Insolvenzverwalter auch
im eröffneten Verfahren als Verwal-
ter bestellt werden. Sind die Gläubi-
ger mit der Bestellung durch das
Gericht nicht einverstanden, kön-
nen sie in der ersten Gläubigerver-
sammlung, die auf die Bestellung
des Insolvenzverwalters folgt, einen
neuen Insolvenzverwalter wählen.
Jeder anwesende Gläubiger kann
einen neuen Insolvenzverwalter
vorschlagen. Ein neuer Insolvenz-
verwalter ist gewählt, wenn die For-
derungen der für ihn stimmenden
Gläubiger mehr als die Hälfte der
Gesamtsumme der Forderungen
der anwesenden Gläubiger aus-
macht. Damit ist eine einfache
Mehrheit, die sich nach den Forde-
rungssummen bemisst, erforder-
lich.

Die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens wird von Amts wegen im Inter-

net (www.insolvenzbekanntma-
chungen.de) bekanntgegeben und
in Register und Handelsbücher ein-
getragen. In dem Eröffnungsbe-
schluss bestimmt das Gericht den
Termin für die Gläubigerversamm-
lung, in der auf Grundlage des Be-
richts des Insolvenzverwalters über
den Fortgang des Insolvenzverfah-
rens beschlossen wird (sog. Be-
richtstermin). Der Termin soll nicht
später als sechs Wochen, maximal
jedoch drei Monate nach der Insol-
venzeröffnung stattfinden. Weiter-
hin wird ein Termin zur Prüfung der
angemeldeten Forderungen be-
stimmten (sog. Prüfungstermin).
Beide Termine können unabhängig
voneinander, aber auch gemeinsam
abgehalten werden.

Umgang mit noch nicht
vollständig erfüllten Verträgen

Durch die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens wird ein gegenseitiger
von beiden Seiten nicht vollständig
erfüllter Vertrag automatisch umge-
staltet. Die Hauptleistungspflichten
aus den Verträgen gehen automa-
tisch unter. Der Insolvenzverwalter
kann durch einfache Erklärung den
Vertrag in der alten Konstellation
wiederaufleben lassen. Er hat je-
doch auch die Möglichkeit, durch
neue Verhandlungen mit dem Ver-
handlungspartner eine Anpassung
des Vertrages zu erreichen. Das be-
deutet, ist ein gegenseitiger Vertrag
zum Zeitpunkt der Eröffnung des
Insolvenzverfahrens nicht vollstän-
dig erfüllt, so kann der Insolvenz-
verwalter anstelle des Schuldners
den Vertrag erfüllen und die Erfül-
lung des Vertrages vom anderen
Teil verlangen (§ 103 InsO). Die ver-
einbarten Leistungen sind in die-
semFall von beiden Seiten vollstän-
dig zu erbringen.

Der Insolvenzverwalter kann aber
auch die Erfüllung des Vertrages ab-
lehnt. Hat der Vertragspartner aus
diesem dann nicht erfüllten Vertrag
eine Forderung, so kann er diese nur
zur Insolvenztabelle anmelden. For-
dert der Vertragspartner nach Insol-
venzeröffnung den Verwalter auf,
seinWahlrecht auszuüben, dann hat
der Insolvenzverwalter unverzüg-
lich zu erklären, ob er denVertrag er-
füllen will oder nicht. Gibt der Insol-
venzverwalter keine Erklärung ab,
kann er nicht darauf bestehen, dass
der Vertrag erfüllt wird.
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Insolvenzplanverfahren

Neben der Verwertung durch Zer-
schlagung des Unternehmens und
Einzelverwertung der Vermögens-
gegenstände kann eine Verwertung
auch einvernehmlich auf der
Grundlage eines Insolvenzplanes er-
folgt und zwar entweder mit dem
Ziel, das Unternehmen als solches
zu erhalten und zu sanieren, es zu
übertragen oder zu liquidieren.
Planvorlageberechtigt sind der
Schuldner und der Insolvenzverwal-
ter, der allein oder im Auftrag der
Gläubigerversammlung einen Insol-
venzplan ausarbeiten kann.

Sieht der Insolvenzplan keine ander-
weitige Regelung vor, so wird der
Schuldner, wenn er der im Insol-
venzplan vorgesehenen Befriedi-
gung der Gläubiger nachkommt,
von den restlichen Verbindlichkei-
ten gegenüber diesen Gläubigern
befreit. Nach § 231 InsO führt das In-
solvenzgericht eine Vorprüfung des
Insolvenzplanes durch. Sind be-
stimmte Voraussetzungen nicht er-
füllt, hat das Insolvenzgericht den
Insolvenzplan von Amts wegen zu-
rückzuweisen. Zur Vorbereitung
über den gerichtlichen Erörterungs-
und Abstimmungstermin ist der In-
solvenzplan mit Anlagen vom Insol-
venzgericht, dem Gläubigeraus-
schuss, gegebenenfalls dem Be-
triebsrat, dem Schuldner (bei
Planvorlage durch den Insolvenz-
verwalter) dem Insolvenzverwalter
(bei Planvorlage durch den Schuld-
ner) zu übersenden. Das Gericht be-
stimmt einen Erörterungs-und Ab-
stimmungstermin, der nicht über
einen Monat hinaus angesetzt wer-
den soll. Der Erörterungs- und Ab-
stimmungstermin darf nicht vor
dem ersten Prüfungstermin stattfin-
den. Er kann aber mit dem ersten
Prüfungstermin verbunden werden.
In dem Erörterungstermin selbst
sind noch Änderungen des Planes
möglich.

Für die Stimmrechte der Insolvenz-
gläubiger regelt § 237 InsO, dass sich
das Stimmrecht der Insolvenzgläu-
biger nach dem Stimmrecht in einer
Gläubigerversammlung richtet. Ab-
sonderungsberechtigte Gläubiger
dürfen an der Abstimmung nur
dann teilnehmen, wenn ihnen
gegenüber demSchuldner auch per-
sönlich haftet und sie auf die abge-

sonderte Befriedigung verzichten
oder ausfallen würden. Gläubiger,
die durch den Insolvenzplan nicht
berührt werden, haben kein Stimm-
recht. Die Abstimmung über den In-
solvenzplan selbst erfolgt in Grup-
pen. Dabei stimmt jede Gruppe ge-
sondert über den Insolvenzplan ab.
Die Einteilung der Gruppen ergibt
sich aus dem Insolvenzplan. In jeder
Gläubigergruppemuss dieMehrheit
dem Insolvenzplanzustimmen. Da-
bei geht es einmal nach der Kopf-
mehrheit und gleichzeitig ist auch
eine Summenmehrheit erforderlich:
Die Summe der Ansprüche der zu-
stimmenden Gläubiger muss mehr
als die Hälfte der Summe der An-
sprüche der abstimmenden Gläubi-
ger betragen.

Nach § 245 gilt die Zustimmung zu
einem Insolvenzplan als erteilt,
wenn die Verweigerung zur Zustim-
mung des Planes einen Missbrauch
darstellen würde. Nach § 245 gilt da-
nach eine Zustimmung als erteilt,
wenn

1. die Gläubiger dieser Gruppe
durch den Insolvenzplan nicht
schlechter gestellt werden, als sie
ohne einen Plan stünden,

2. die Gläubiger dieser Gruppe an-
gemessen an dem wirtschaftli-
chen Wert beteiligt werden, die
auf der Grundlage des Plans den
Beteiligten zufließen soll, und

3. die Mehrheit der abstimmenden
Gruppen den Plan mit den erfor-
derlichen Mehrheiten zuge-
stimmt hat.

Wurde der Insolvenzplan durch die
Gläubiger angenommenundhat der
Schuldner dem Insolvenzplan zuge-
stimmt, ist darüber hinaus noch die
Bestätigung durch das Insolvenzge-
richt erforderlich. Wird der bestätig-
te Insolvenzplan rechtskräftig, so
treten die festgelegten Wirkungen
für und gegen alle Beteiligten ein.
Sieht der Plan vor, dass Rechte be-
gründet, geändert, übertragen oder
aufgehoben werden, so gelten die in
dem Plan aufgenommenen Willens-
erklärungen allen Beteiligten gegen-
über in der vorgeschriebenen Form
als abgegeben. Gesonderter nota-
rieller Verträge, zum Beispiel bei der
Übertragung von Geschäftsanteilen
oder der Übereignung eines Grund-

stückes, bedarf es nicht. Sobald die
Bestätigung des Insolvenzplanes
rechtskräftig geworden ist, be-
schließt das Insolvenzgericht die
Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens. Mit der Aufhebung des Insol-
venzverfahrens erlöschen das Amt
des Insolvenzverwalters und der
Mitglieder des Gläubigerausschus-
ses, es sei denn es ist im Insolvenz-
plan eine Überwachung des Planes
vorgesehen. Der Schuldner darf
über die Insolvenzmasse wieder frei
verfügen.$
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